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DER PÄDAGOGISCHE BEOBACHTER
IM KANTON ZÜRICH

Organ des Zürcher Kantonalen Lehrervereins • Beilage zur Schweizerischen Lehrerzeitung

ERSCHEINT MONATLICH EIN- BIS ZWEIMAL 48. JAHRGANG / NUMMER 7/8 / 14. MAI 1954

Zürcherischer Kantonaler Lehrerverein
Gegründet 1893

Ordentliche

Delegiertenversammlung
Samstag, den 22. Mai 1954, 14.30 Uhr,
im Hörsaal 101 der Universität Zürich

Geschäfte:
1. Protokoll der ordentlichen DelegiertenVersammlung

vom 6. Juni 1953 («Pädagogischer Beobachter»,
Nr. 11/1953).

2. Namensaufruf.
3. Mitteilungen.
4. Entgegennahme des Jahresberichtes pro 1953 («Päd-

agogischer Beobachter», Nrn. 3—8, 1954).
5. Abnahme der Jahresrechnung pro 1953 («Pädagogi-

scher Beobachter», Nr. 5/1954).
6. Voranschlag für das Jahr 1954 und Festsetzung des

Jahresbeitrages («Pädagogischer Beobachter», Nr. 6,
1954).

7. Wahlen für die Amtsdauer 1954—1958:
a) Wahl des Kantonalvorstandes;
b) Wahl des Kantonalpräsidenten;
c) Wahl der Rechnungsrevisoren;
d) Wahl der Delegierten in den Schweizerischen

Lehrerverein;
e) Wahl der Delegierten in den Kantonal-Zürcheri-

sehen Verband der Festbesoldeten.

8. Reorganisation der Oberstufe:
Zuteilung der Sechstklässler in die drei Schulen der
Oberstufe.

9- Allfälliges.
«• ä *

Gemäss § 31 der Statuten hat jedes Mitglied des ZKLV
in der Delegiertenversammlung beratende Stimme.

Die Delegierten ersuchen wir um vollzähliges Erschei-
nen und bitten diejenigen, die an der Teilnahme verhin-
dert sind, z//ej z/e»z Pr/ü7z/e«/e« z/e.r ZKLV reeL/zez/zg »zL-
zzWez'/ew »«</ /«r S/e//i'ertre/««g za Jorge» (§32 der Sta-

tuten).

ZärzeL, den 10. Mai 1954.

Far z/e» Vorrtawz/ z/er ZKLV

Der Präsident: /. Saar. Der Aktuar: L. IVebztwdgt«.

ßeweffsoge« z« z/ e k TrztL/ztwz/e«;

Traita7
a) Es treten aus dem Kztw/o««/forr/zwzz/ zurück: Frau

Lina Greuter-Haab und Eduard Weinmann.
Für eine weitere Amtsdauer stellen sich zur Verfügung:

Jakob Baur, Jakob Binder, Eugen Ernst, Hans Küng und
Walter Seyfert.

c) Alle bisherigen P ee/rK/zwgzre«rore«, Hans Schiesser,
PL, Zürich, Willi Weber, PL, Dielsdorf, und Arthur Wy-
nistorf, SL, Turbenthal, sind bereit, ihr Amt weiterzu-
führen.

d) Die am 27. Juni 1953 revidierten Statuten des SLV
bewirken durch die Neufassung des § 9, dass die Dele-
giertenzahl der grossen Sektionen eine Reduktion erfährt.
Dies gilt auch für die im ZKLV organisierte Sektion Zü-
rieh des SLV. Eine Uebergangsbestimmung (§48) ermög-
licht es indessen, die Reduktion sukzessive so durchzufüh-
ren, dass bis 1. Januar 1958 die Uebereinstimmung des

durch die Mitgliederzahl ausgewiesenen Anspruchs mit
der Anzahl der Delegierten hergestellt wird.

Folgende Kollegen, die als De/eg/erZe z/er ZKLV /» z/e«
VLzzze/zer/zc/ze» LeLrervere/« ihren Rücktritt erklärt ha-
ben, können wegen des reduzierten Mandatanspruchs
nicht ersetzt werden:

Bezirk Zürich: Hermann Leber, Abteilungsvorsteher
der Gewerbeschule, Zürich.

Bezirk Affoltern: Jakob Oberholzer, PL, Stallikon (ist
schon 1953 zurückgetreten, wurde aber im Hinblick auf
die Statutenrevision nicht ersetzt).

Bezirk Hinwil: Alfred Kübler, PL, Grüningen.
Bezirk Pfäffikon: Karl Pfister, a. SL, Effretikon.
Für eine neue Amtsdauer stellen sich 25 Kolleginnen

und Kollegen zur Verfügung, nämlich:
Jakob Baur, SL, Zürich (Sektionspräsident); Jakob

Binder, SL, Winterthur; Edwin Blickenstorfer, PL, Walta-
lingen; Jakob Bosshard, SL, Winterthur; Heinrich Brun-
ner, PL, Winterthur; Heinrich Brütsch, SL, Zürich; Eugen
Ernst, SL, Wald; Fritz Forster, Lehrer an der Kaufmänni-
sehen Schule, Horgen; Heinrich Frei, PL, Zürich; Dr. Paul
Frey, SL, Zürich; Heinrich Greuter, PL, Uster; Lina Greu-
ter-Haab, PL, Zürich; Hans Küng, SL, Küsnacht; Melanie
Lichti, PL, Winterthur; Elsa Milt, PL, Zürich; Arnold
Müller, PL, Zürich; Adolf Rüegg, PL, Zürich; Dr. Werner
Schmid, Professor am Kantonalen Unterseminar, Küs-
nacht; Walter Seyfert, PL, Pfäffikon; Max Siegrist, PL,
Zwillikon; Hans Simmler, PL, Kloten; Dr. Max Sommer,
SL, Winterthur; Otto Wegmann, SL, Meilen; Alfred Zol-
linger, SL, Thalwil, und Walter Zollinger, PL, Weiach.

e) Als De/egzerZe z/er ZKLV z'zz z/e» Kzz»Zo«zz/-Z«rc/;>e-

we/ie« Ver£zz«z/ z/er FerzFero/z/eZe« (KZVF) stehen nicht
mehr zur Verfügung:

Bezirk Zürich: Ernst Heller, a. PL, Zürich; Hans Meili,
a. PL, Zürich; Alex Zeitz, PL, Zürich (wegen seiner Wahl
in den Zentralvorstand des KZVF).

Bezirk Hinwil: Gottfried Wolf, a. SL, Wald (wegen
Hinschied).
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Bezirk Pfäffikon: Karl Pfister, a. SL, Effretikon.
Bezirk Bülach: Walter Hirt, PL, Bulach.

Für eine neue Amtsdauer stellen sich zur Verfügung:
Werner Bernhard, SL, Rickenbach; Edwin Blickenstorfer,
PL, Waltalingen; Karl Büel, PL, Dübendorf; Dr. Paul
Frey, SL, Zürich; Hans Hess, SL, Zürich; Paul Huber, a.
SL, Affoltern; Ernst Klaus, PL, Zürich; Adolf Rüegg, PL.
Zürich; Otto Schellenberg, SL, Küsnacht; Albert Sulzer,
PL, Winterthur; Johann Vogt, PL, Winterthur; Alfred
Weiss, PL, Gattikon; Walter Zollinger, PL, Weiach; Ro-
bert Zweifel, SL, Zürich.

(Im Zentralvorstand des KZVF ist der ZKLV vertre-
ten durch: Jakob Baur, SL, Zürich; Franz Schiegg, PL,
Winterthur; Alex Zeitz, PL, Zürich. — J. Baur gehört
auch dem Leitenden Ausschuss an.)

T8Die Anträge der Volksschulgesetz-Kommission des

ZKLV werden den Delegierten mit der Einladung zuge-
stellt; weitere Exemplare können anlässlich der Delegier-
tenversammlung bezogen werden.

/«Äwfcw/;/ 7P5T

V

f) Wegleitung für die Ausrichtung
der Besoldung bei Entlassung von
Verwesern aus dem Schuldienst
Für den Normalfall ist die Ausrichtung der Besoldung

an Verweser durch das Lehrerbesoldungsgesetz und die
Vollziehungsverordnung geregelt. Der Anspruch beginnt
mit dem 1. Mai und endet mit dem 30. April des folgen-
den Jahres. Dauert eine Verweserei nur ein halbes Schul-
jähr, so beginnt der Besoldungsanspruch mit dem 1. Mai
oder dem 1. November und endet mit dem 31. Oktober
oder dem 30. April. In allen andern Fällen, wo eine Ver-
weserei innerhalb des Schuljahres bzw. -halbjahres ange-
treten oder verlassen wird, will die Erziehungsdirektion
nun in einer Wegleitung Richtlinien für die Auszahlung
der Verweserbesoldung aufstellen. Die Verhandlungen
über diese Wegleitung sind noch nicht abgeschlossen.

g) Kürzung der Gemeindezulage
eines Lehrers durch Beschluss der
Schulpflege
Durch frühzeitige Orientierung der Kollegen einer

Gemeinde durch den Kantonalvorstand konnte verhindert
werden, dass die Schulpflege der Gemeindeversammlung
beantragte, es sei in die Schulordnung der Gemeinde
eine Bestimmung aufzunehmen, wonach die Schulpflege
berechtigt sei, einzelnen Lehrern «wegen ungenügenden
Leistungen» die Gemeindezulage zu kürzen oder ganz zu
entziehen. Eine andere Gemeinde hatte bereits einen ent-
sprechenden Beschluss gefasst, als der Kantonalvorstand
davon Kenntnis erhielt. Dieser Beschluss lautete:

«Die Schulpflege ist ermächtigt, einem Lehrer, der
seine Obliegenheiten und Pflichten nachweisbar nicht
oder mangelhaft erfüllt, die Gemeindezulage ganz
oder teilweise zu streichen. Es braucht hiefür einen
einstimmigen Beschluss der Pflege.»
Da eine Aussprache einer Delegation des Kantonal-

Vorstandes mit der Schulpflege dieser Gemeinde erfolglos
war, reichte der Kantonalvorstand mit Lehrern der Ge-
meinde gegen diesen Beschluss einen Rekurs beim Be-

zirksrat ein. Darin wurde darauf hingewiesen, dass auf
Grund der kantonalen Schulgesetzgebung einer Schulge-
meinde nicht das Recht zustehe, einen Lehrer dir-

z« d<Jxr rie ffwz die eiwwza/ d«ra& Ge-
7tz«WeZ>ejcÄ//cf.r /ettge/etz/e Gewei«dez«/age /färze oder

gar gawz ewto'eAe. Der Bezirksrat hiess den Rekurs gut
und verfügte die Aufhebung des angefochtenen Gemeinde-
beschlusses.

Le£rer£f/d««g

Postulat Bräm
Im Berichtsjahr überreichte der Regierungsrat dem

Kantonsrat Bericht und Antrag zu einem Postulat, das im
Jahre 1951 von Kantonsrat W. Bräm eingereicht worden
war und folgenden Wortlaut hatte:

«Der Regierungsrat wird eingeladen, zu prüfen, ob
es möglich wäre, im Rahmen des bestehenden Lehrer-
bildungsgesetzes vom 3- Juli 1938 eine wesentlich
wirksamere Verbindung zwischen Unterseminar und
Oberseminar zu erreichen, und zwar vor allem durch
eine bessere Ausrichtung des Unterseminars auf die
beruflichen Bedürfnisse des zukünftigen Lehrers.»
In seinem Bericht betonte der Regierungsrat einmal

mehr, das Lehrerbildungsgesetz von 1938, das damals vom
Volke mit überzeugender Mehrheit angenommen worden
sei, verlange die Trennung der Lehrerbildung in die all-
gemeine Bildung (Unterseminar) und die berufliche Bil-
dung (Oberseminar). Eine gute und umfassende Allge-
meinbildung sei die notwendige Voraussetzung für den
Lehrerberuf und gleichzeitig auch die Vorbedingung für
die Immatrikulationsberechtigung an der Universität. Ein
Abbau der allgemeinen Bildung des Unterseminars könne
daher nicht in Frage kommen. Die heutige kurze Einfüh-

rung in die berufliche Ausbildung, die am Unterseminar
in 3V2 Jahresstunden erteilt werde, genüge der Ausrich-

tung des Unterseminars auf die beruflichen Bedürfnisse
des Oberseminars vollauf. Der Kantonsrat bestellte eine
Kommission zur Beratung des Berichtes, die ihre Arbeit
am Ende des Jahres noch nicht abgeschlossen hat. Der
Kantonalvorstand gab dieser Kommission in einer Ein-
gäbe seine Ansicht bekannt, es sei an der heutigen Orga-
nisation der Lehrerbildung festzuhalten (PB Nr. 9 und
Nr. 16).

Der Regierungsrat beantragte dem Kantonsrat, in
einem Gtwtowrf/e« ILGA/gejetz die Bestimmungen über
die Wahlen und Abstimmungen des Kantons zusammen-
zufassen und teilweise neu zu ordnen. Darin sollten auch
die Neu- und Bestätigungswahlen der Volksschullehrer
neu geregelt werden. Die sollten wie bis an-
hin durch Volkswahl vorgenommen werden. Für die Bf?-

wurde aber das Verfahren vorgeschla-

gen, wie es auch das neue Volksschulgesetz vorgesehen
hatte, welches in Gemeinden mit über 10 000 Einwoh-
nern die Uebertragung der Bestätigungswahlen an die
Schulpflege ermöglichen wollte. Nach Rücksprache mit
den Lehrervereinen der Städte Zürich und Winterthur
und der Vereinigung der sozialdemokratischen Lehrer-
schaft der Stadt Zürich verfasste der Kantonalvorstand
eine Eingabe an die kantonsrätliche Kommission, in wel-
eher er ausführlich begründete, warum in allen Gemein-
den des Kantons die Lehrer auch durch Volkswahl in
ihrem Amte zu bestätigen seien. In einer Denkschrift
orientierte A. Müller, Präsident der Sektion Zürich des

ZKLV und Präsident des Lehrervereins Zürich, die Leh-
rerschaft ausführlich über das ganze Problem (PB Nr. 9)-
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Wie uns die Erziehungsdirektion mitteilte, beschloss
die kantonsrätliche Kommission in einer ersten Lesung,
auch für die Bestätigung an der Volkswahl festzuhalten.
Es seien aber in Zukunft als massgebende Stimmen nur
noch die abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen zu zählen.
Gegen dieses Verfahren müssen ernste Bedenken erhoben
werden. Es schliesst die Gefahr in sich, dass fachlich
bestens ausgewiesene ««4
LeÄreWwwe«, vor allem in den Städten, leicht mehr Nein-
als Ja-Stimmen erhalten und damit weggewählt werden,
was weder im Interesse der Schule, noch des Staates, noch
des Lehrerstandes liegen kann. Ein Bürger soll auch durch
Stillschweigen bezeugen können, dass er die Lehrer seiner
Gemeinde in ihrem Amte bestätigen will. So müssen die
Leerstimmen als Ja-Stimmen mitgezählt werden, um nicht
der Willkür Tür und Tore zu öffnen. Mit dem heute gel-
tenden Wahlverfahren können auch in den grössten Ge-
meinden wirklich unfähige Lehrer aus ihrem Amte ent-
fernt werden. Wurden doch bei den letzten Bestätigungs-
wählen der Primarlehrer in der Stadt Zürich eine Lehrerin
und ein Lehrer aus rein politischen Gründen nicht mehr
in ihrem Amte bestätigt. Aufgabe der politischen Par-
teien ist es, Beschlüsse einer Schulbehörde auf Nichtbe-
stätigung eines Lehrers dem Stimmbürger bekanntzu-
geben, der in solchen Fällen den Parteiparolen sicher Ge-
folgschaft leistet. In einer Eingabe teilte der Kantonalvor-
stand der Erziehungsdirektion seine Bedenken gegen den
Kommissionsvorschlag mit.

Verträge t/er LeÄr7w4/c/r'er/djjer wir der
Erzze/) i4irei

Dieses Jahr konnte das Geschäft nach verschiedenen
Eingaben und Verhandlungen zur Zufriedenheit der
Lehrmittelverfasser abgeschlossen werden. Der entspre-
chende Grundvertrag mit den einschlägigen Bestimmun-
gen kann beim Kantonalvorstand bezogen werden.

Per/rag »zzL z/ewz Se/weizemcie« Ber»/j4z«ge«;ew-
fer&»«4 (SBF)

Da Ende des letzten Jahres dem Kantonalvorstand vom
Schweizerischen Berufsdirigentenverband eine Beschwerde
eingereicht worden war (Jahresbericht 1952, S. 26),
prüfte dieser die Zweckmässigkeit des aus dem Jahre
1935 stammenden Vertrages, der folgenden Wortlaut
besitzt:

I. Der ZKLV verpflichtet sich, während der Dauer
dieses Abkommens bei den ihm angeschlossenen
Lehrern dahin zu wirken, dass diese
a) bei Neubesetzung von Dirigentenstellen sich

erst dann zur Verfügung stellen, wenn für die
betreffende Stelle kein Berufsdirigent in
Frage kommt;

b) in Zukunft keinesfalls mehr als zwei Vereine
leiten.

II. Während der Dauer dieses Abkommens zieht der
SBV seine Eingaben an den Erziehungsrat vom
22. Oktober 1934 und 23. Februar 1935 zurück
und verpflichtet sich, zur Erledigung von Anstän-
den an den Vorstand des ZKLV zu gelangen.

III. Der SBV wird, soweit es ihm möglich ist, darauf
hinwirken, dass Presseerzeugnisse im Sinne der
Inserate im «Tages-Anzeiger» vom 9- März 1953
und im «Tagblatt» vom 9- März 1935 zukünftig
unterbleiben.

Nach einer Aussprache und auf Grund der von einer
Präsidentenkonferenz gutgeheissenen Stellungnahme des

Kantonalvorstandes gab dieser dem Vorstand des Berufs-
dirigentenverbandes folgendes bekannt:

1. Als Vorbedingung für das Festhalten am Abkom-
men zwischen dem ZKLV und dem SBV gilt der
Grundsatz, 4<m 4er Gejwrgfe-reira 4dr«ier z« £e-

/i«4e« /W, ob für die durch ihn zu vergebende
Stelle ein Berufsdirigent «in Frage kommt» oder
nicht.

2. Unter diesem Vorbehalt ist der ZKLV bereit, die
im Abkommen von 1935 gegenüber den Berufs-
dirigenten übernommenen Verpflichtungen auch
weiterhin zu erfüllen.

In der Aussprache mit dem Vorstand des SBV wurde
von den Vertretern des ZKLV betont, dass das Interesse
der Lehrerschaft am Weiterbestehen dieses Abkommens
nicht gross sei, da die Verhältnisse sich seit 1935 wesent-
lieh geändert hätten. Immerhin glauben wir, mit der Auf-
rechterhaltung des Vertrages zum guten Einvernehmen
zwischen Berufsdirigentenverband und Lehrerschaft We-
sentliches beizutragen, und bitten unsere Kollegen, sich
strikte an die Vereinbarungen zu halten.

Bero/4»«g 4er Pr4ji4e«re« ««4 Zi/zw-re 4er
BezzV£j\fc/j/4p//ege»

Auf Anregung der Sektion Zürich des ZKLV befasste
sich der Kantonalvorstand mit der Entschädigung an die
Präsidenten und Aktuare der Bezirksschulpflegen, welche
in § 52 der kantonalen Besoldungsverordnung der Beam-
ten und Angestellten vom März 1948 festgelegt sind.
Diese Entschädigungen sind schon seit Jahren nicht mehr
den gestiegenen Lebenskosten angepasst worden. Auch
bei der allgemeinen Besoldungsrevision von 1948 blieben
sie unverändert. In einer Eingabe ersuchte der Kantonal-
vorstand die Erziehungsdirektion, dem Regierungsrat zu
beantragen, § 52 dieser Besoldungsverordnung zu revidie-
ren und die Entschädigungen angemessen zu erhöhen. Der
Regierungsrat wies das Begehren mit der Begründung ab,

er habe seit 1948 schon eine Reihe von Gesuchen um
Aenderung der Besoldungsverordnung abschlägig ent-
schieden. Er sehe im vorliegenden Falle keine besondere

Veranlassung, von seiner bisherigen konsequenten Hai-
tung abzuweichen. Der Kantonalvorstand war über diese
Antwort und die harte Grundsätzlichkeit unserer Regie-
rung sehr erstaunt, und beschloss, den Weg über den Kan-
tonsrat zu versuchen. Prof. J. Wyss, Vizepräsident der Be-

zirksschulpflege Zürich, reichte dann am 14. Dezember
1953 im Kantonsrat bei der Beratung des Voranschlages
ein entsprechendes Postulat ein. Wir hoffen, der Regie-
rungsrat werde diesmal das ganze Problem umfassend prü-
fen und zur Erhöhung dieser Entschädigungen Hand
bieten.

BrÄo'Ä««g 4er Z<44 4er LeErerrertre/er 4er
Bez/r^j jcÄ«/)j//ege Z»rä7>

Von den 66 Bezirksschulpflegern des Bezirkes Zürich
gehören nur sechs der Lehrerschaft an. Während in den
andern Bezirken das Verhältnis zwischen Lehrervertretern
und übrigen Mitgliedern im schlimmsten Falle 1 : 6 ist.

beträgt es im Bezirk Zürich heute nur 1:10. Die Sektion
Zürich des ZKLV richtete daher an den Kantonalvorstand
das Gesuch, er möge die Erziehungsdirektion zuhanden
des Regierungsrates in einer Eingabe um die Erhöhung
der Zahl der Lehrervertreter in der Bezirksschulpflege
Zürich ersuchen. Der Regierungsrat lehnte das Gesuch
ab, indem er auf die einschlägigen Bestimmungen des Ge-
setzes betreffend die Organisation der Bezirksbehörden
vom 24. März 1901 hinwies. Dort steht in § 22:

§ 22. Jeder Bezirk hat eine Bezirksschulpflege von
mindestens neun Mitgliedern. Im übrigen bestimmt
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der Regierungsrat die Mitgliederzahl nach Massgabe
des Bedürfnisses.

Bei einer Mitgliederzahl bis auf zwölf wählt das

Lehrerkapitel drei, bis auf 20 vier, bis auf 30 fünf,
«éer 30 rec/u Die übrigen Mitglieder dür-
fen nicht der Lehrerschaft der Volksschule angehören.
Dass dieses aus dem Jahre 1901 stammende Organi-

sationsgesetz der Bezirksbehörden den heutigen Verhält-
nissen der Bezirksschulpflege Zürich nicht mehr ange-
passt ist, kann wohl kaum in Abrede gestellt werden. Der
Kantonalvorstand wird sich im neuen Jahr weiterhin mit
der Frage der Zahl der Lehrervertreter in der Bezirks-
schulpflege Zürich, eventuell mit einer Reorganisation
dieser Schulbehörde befassen.

E*«e Pofee/Twwe /«> c/'we 0/jr/«'ge
Ein Lehrer bestrafte einen Schüler wegen unverschäm-

ten Betragens mit einer Ohrfeige. Der Vater klagte den
Lehrer bei der Polizei wegen Tätlichkeit gegenüber sei-

nem Sohne ein. Darauf erhielt der Lehrer eine Polizei-
busse von Fr. 10.— zuzüglich Kosten diktiert. Der Rechts-
konsulent des ZKLV bezeichnete die Bussenverfügung
formell sowie materiell als unhaltbar und verlangte eine
Beurteilung durch das Bezirksgericht, worauf das Polizei-
richteramt nach nochmaliger Prüfung der Akten die Busse

rückgängig machte. Wenn dieser Fall eher zu den Kurio-
sitäten dieses Jahresberichtes gehört, so mag er doch zei-

gen, was einem Lehrer alles zustossen kann und dass die-
ser in einem solchen Falle sicher froh ist, Mitglied der
Berufsorganisation zu sein und dort Rat und Schutz fin-
den zu können.

Der Konvent der Lehrer am Unterseminar Küsnacht,
unterstützt von der Aufsichtskommission, gelangte mit
dem Ersuchen an den Erziehungsrat, die Aufnahmeprü-
fungen des Unterseminars Küsnacht sollten erweitert und
auch auf die Real- und Kunstfächer ausgedehnt werden.
Der Kantonalvorstand begrüsste es sehr, dass der Erzie-
hungsrat dem Gesuch nicht entsprach und beschloss, die
Aufnahmeprüfungen seien im alten Umfang (Deutsch,
Französisch, Rechnen und Geometrie) durchzuführen.
Ueberspitzten Intellektualismus werfen Politiker unserer
Sekundärschule vor, und der Ruf nach Stoffabbau tönt
immer lauter von allen Seiten. Es ist daher notwendig,
dass die Volksschullehrer solchen Forderungen, die unsere
Schüler stofflich immer mehr belasten müssten, mit aller
Entschiedenheit entgegentreten. /. Ba»r.

Mit wenigen Ausnahmen bezogen sich die von der
Besoldungsstatistik gewünschten Angaben im Jahre 1953
wieder auf die freiwilligen Gemeindezulagen und deren
Einbau in die Kantonale Beamtenversicherungskasse.

Bis Ende März ging der grösste Teil der Fragebogen
über die Besoldungs- und Versicherungsverhältnisse der
zürcherischen Volksschullehrerschaft ein. Die Zusammen-
Stellung der Erhebung leistete uns in der Folgezeit sehr

gute Dienste. Zu unserer Genugtuung erhielten wir so-
wohl von der Sekundär- als auch von mehreren Primär-
schulgemeinden Meldungen über Erfolge, die zum Teil
auch darin bestanden, dass künftig die Teuerungszulagen
auf der freiwilligen Gemeindezulage jeweilen dem für die
kantonalen Beamten durch den Kantonsrat beschlossenen
Prozentsatz angepasst werden.

Von den 34 uns bekannten Primär- und Sekundarschul-
gemeinden, welche in den Jahren 1952/53 die Zusatzver-
Sicherung der freiwilligen Gemeindezulagen ihrer Lehrer

bei der BVK in Erwägung zogen, haben deren 21 den An-
schluss vollzogen. Dazu kamen von sich aus weitere 17

Gemeinden, wodurch der Bestand der erfolgten An-
Schlüsse bei den Primarschulen auf 50 (von insgesamt
171) und bei den Sekundärschulen auf 25 (von total 91
Gemeinden) angestiegen ist. Daneben bestehen in je 22
Primär- und Sekundarschulgemeinden Pensionskassen
oder andere Versicherungen des Gemeindeanteils der Leh-

rerbesoldungen. Damit sind heute die Sekundarlehrerbe-
soldungen in rund 52 ®/o der Gemeinden, die Primär-
lehrerbesoldungen in 42 ®/o der Gemeinden mit dem Ge-

samtgehalt der Versicherung unterstellt, wobei zugunsten
der Alters- und Invaliditätsfürsorge der Volksschullehrer
besonders auch in kleineren Landgemeinden schöne Fort-
schritte erzielt worden sind.

Etliche Anfragen über die Entschädigungen für
Fremdsprache-, Handfertigkeits-, Blockflöten-, erweiter-
ten Turnunterricht sowie über die von den Lehrern be-

sorgten Schulämter zeigten deudich, dass dieselben vieler-
orts mit der Besoldungsanpassung nicht Schritt hielten
oder von der Teuerungszulage ausgeschlossen blieben.
Auch auf diesem Gebiete dürfte eine erneute Erhebung
nur von Vorteil sein. L.

Die seinerzeit gewährten Darlehen von Fr. 400.— und
Fr. 800.— werden gemäss Vereinbarung in Teilbeträgen
von Fr. 30.— und Fr. 50.— getilgt. Neue Darlehensge-
suche sind nicht eingegangen. H.

Die Unterstützungskasse wurde im Berichtsjahr nicht
beansprucht. H.

Im Jahre 1953 lagen die meisten Geschäfte, die einer
juristischen Abklärung bedurften, auf dem Gebiete der
Versicherung. Darüber enthält der Jahresbericht die not-
wendigen Aufschlüsse in den verschiedenen Abschnitten
unter dem Titel «Beamtenversicherungskasse». Ausser-
halb dieser Domäne lag der folgende Rechtsfall:

Zwei Schulpflegen beabsichtigten fast gleichzeitig,
wenn auch unabhängig voneinander, Lehrer, mit deren
Schulführung sie nicht zufrieden waren, dadurch diszi-
plinarisch zu bestrafen, dass sie ihnen die freiwillige Ge-
meindezulage kürzen oder ganz streichen wollten. Wäh-
rend im einen Fall eine Besprechung des Präsidenten un-
seres Vereins mit dem Präsidenten der Schulpflege dazu

führte, dass man von der beabsichtigten Massnahme ab-

sah, kam es in der andern Gemeinde zu einem Beschluss,
der «die Schulpflege ermächtigte, einem Lehrer, der seine

Obliegenheiten und Pflichten nachweisbar nicht oder
mangelhaft erfüllt, die Gemeindezulage ganz oder teil-
weise zu streichen». Immerhin war vorgesehen, dass es
dazu einen einstimmigen Beschluss der Schulbehörde
brauche.

Der Kantonalvorstand bzw. eines seiner Mitglieder,
vernahm erst eine Stunde vor Beginn der Gemeindever-
Sammlung, in welcher der Beschluss gefasst werden sollte
und dann auch gefasst wurde, von der Angelegenheit, wes-
halb ein Aufhalten des «Verhängnisses» nicht mehr mög-
lieh war. Anschliessende Verhandlungen mit der Schul-
pflege führten insofern zu einem gewissen Entgegenkom-
men, als man den Beschluss vorerst nicht in Kraft treten
lassen wollte, um dem angefochtenen Lehrer Gelegenheit
zu geben, sich die volle Zufriedenheit der Behörde wieder
zu erwerben. Trotz der Anerkennung dieser loyalen Ein-
Stellung konnte aber nicht auf einen Rekurs gegen den
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Beschluss an den zuständigen Bezirksrat verzichtet wer-
den, da die Angelegenheit von zu grosser grundsätzlicher
Bedeutung war und es nicht anging, dass der Kantonal-
vorstand einer Schulpflege gegenüber erklärte, er be-
trachte ihr Vorhaben als ungesetzlich, der anderen gegen-
über aber «Gewehr bei Fuss» blieb.

Der Rekursentscheid anerkannte den Einwand, dass

sich die betreffende Schulgemeinde eine Disziplinargewalt
gebe, die ihr nicht zustehe, wenn sie eine durch Gemeinde-
beschluss festgelegte Zulage ganz oder teilweise kürzen
wolle, weil sie mit dem Lehrer, wenn auch zu Recht, nicht
zufrieden sei. In einem solchen Fall hat sie — bei Dienst-
Unfähigkeit oder schwerer Verletzung der Berufspflich-
ten — der Bezirksschulpflege zu weiterer Verfügung An-
zeige zu machen. Nicht einmal diese Behörde hat die Dis-
ziplinarkompetenz, welche sich die in Frage stehende
Gemeindeschulpflege geben Hess.

Auf Grund vorstehender Erwägungen wurde der an-
gefochtene Beschluss, welcher die Schulpflege ermäch-
tigte, die freiwillige Gemeindezulage gegebenen Falles

ganz oder teilweise zu kürzen, durch den Bezirksrat als

rechtswidrig aufgehoben. Ein Rekurs gegen diesen Be-
schluss, der innert 30 Tagen an den Regierungsrat des

Kantons Zürich möglich gewesen wäre, erfolgte nicht, da

er — sicher mit Recht — als aussichtslos betrachtet wer-
den musste. /-

VIII. Beziehungen zu andern Organisationen
Allen nachstehend aufgeführten Organisationen dan-

ken wir bestens für die äusserst wertvolle und erfolgreiche
Zusammenarbeit mit unserem Verein.

7. 5c/>zc«'zemcÂer (3LF)
Der Schweizerische Lehrerverein orientierte uns auch

im Berichtsjahre wieder in zahlreichen wertvoHen Zusam-
menstellungen über die Anstellungsbedingungen der Leh-
rer in andern Kantonen. An der ordentlichen Delegierten-
Versammlung in Schaffhausen wurden die revidierten
Statuten gutgeheissen. Sie reduzierten für die grossen Sek-
tionen die Zahl der Delegierten in den SLV. Um diese
auch für unsere Sektion etwas harte Massnahme zu mil-
dern, wurde auf unsern Antrag hin eine Uebergangsbe-
Stimmung in die Statuten aufgenommen, welche den Sek-
tionen erlaubt, diesen Abbau sukzessive bis 1. Januar 1958
durchzuführen.

Ein Vergleich der Mitgliederkontrollen des SLV mit
derjenigen unseres Vereins zeigte, dass viele, vor allem
junge Lehrer, noch nicht Mitglied der kantonalen oder
der schweizerischen Organisation waren. Einem Werbe-
brief, der an alle diese Kolleginnen und Kollegen ver-
schickt wurde, hätte vor allem zugunsten des SLV ein
grösserer Erfolg beschieden sein dürfen. Für den ZKLV
konnten dagegen immerhin mehr als 60 neue Mitglieder
gewonnen werden.

Der Kanton Zürich vergabte der Schweizerischen Leh-
rerwaisenstiftung im Berichtsjahre Fr. 1429.—. Aus der
Stiftung wurden dem Kanton Zürich in fünf Fällen Unter-
Stützungen von insgesamt Fr. 3050.— ausbezahlt, und aus
dem Hilfsfonds wurden zwei Gaben von zusammen
Fr. 850.— zugesprochen. Durch Unterstützungen aus der
Kasse der Kur- und Wanderstationen konnte zwei Mit-
gliedern mit total Fr. 1000.— geholfen werden.

2. LeÄrcrrcrei« Zär/cA (XFZ) «af
Le/jreffcrei« fLFIF)
Mit beiden Organisationen wurden Besprechungen

über das kantonale Wahlgesetz und die Reorganisation
der Oberstufe geführt und mit dem Lehrerverein Zürich

überdies noch über die Entschädigung an die Präsidenten
und die Aktuare der Bezirksschulpflegen und über die
Erhöhung der Zahl der Lehrervertreter in der Bezirks-
schulpflege Zürich. Auch in andern Fragen wurde ver-
schiedentlich Fühlung genommen.

3. Fer£*«4 4er Fej£&e.ro/4ere«

Ikzff;
An Stelle des zurückgetretenen Walter Marty wurde

Alex Zeitz (Sektion Zürich) in den Zentralvorstand ge-
wählt. Der Leitende Ausschuss trat fünfmal und der Zen-
tralvorstand viermal zusammen. Am 15. April setzte der
Zentralvorstand Geschäfte und Datum der ordentlichen
Delegiertenversammlung fest. Am 4. Juni nahm er die
Rechnung 1952/53 ab und hiess den Voranschlag 1953/54
gut. Dann beschloss er, der Delegiertenversammlung die
Aufnahme der Gradiertensektion, Ortsgruppe Winterthur
des VSTTB (Verband Schweizerischer Telephon- und Te-
legraphen-Beamter) zu empfehlen.

Am 13. August nahm er zuhanden der NAG (Natio-
nale Arbeitnehmer-Gemeinschaft) Stellung zu der vom
Schweizerischen Gewerkschaftsbund beschlossenen «Ini-
tiative zum Schutze der Mieter und Konsumenten». Am
11. November beschloss er, die Vorlage über die verfas-
sungsmässige Neuordnung des Finanzhaushaltes des Bun-
des (Volksabstimmung vom 6. Dezember) den Mitglie-
dern zur Annahme zu empfehlen und sich finanziell an
den Kosten der befürwortenden Propaganda zu beteiligen.

An der ordentlichen Delegiertenversammlung vom
13. Juni 1953 wurden die statutarischen Geschäfte behan-
delt und die Aufnahme der Gradiertensektion Winter-
thur des VSTTB als Sektion in den KZVF beschlossen.
Besonderer Dank gebührt dem Präsidenten des KZVF
für seine gute Geschäftsführung und für die Organisation
eines Rundganges in den Waldungen der Holzkorporation
der Bürgergemeinde Dietikon mit anschliessendem Zvieri.

4. Ko»/ere«z 4er Perjo»(4t>er&4»4e 4er jtatf/ieAe» Per-
(KPF)

An Geschäften wurden das Problem der Wiederein-
führung von Kinderzulagen für das staatliche Personal,
das Ergänzungs- und Abänderungsgesetz für die Ausrich-
tung von Teuerungszulagen an die staatlichen Renten-
bezüger und die Forderung auf Erhöhung der Teuerungs-
Zulagen an das aktive Personal in verschiedenen Ausspra-
chen beraten und hierauf mit der Finanzdirektion bespro-
chen. Die Verhandlungen fanden grösstenteils ohne die
Sektion Staatspersonal des VPOD statt. Schliesslich wur-
den in gemeinsamer Aussprache Grundsätze für eine er-
neute Zusammenarbeit aufgestellt. Es ist zu begrüssen,
dass nun wieder alle kantonalen Personalverbände in der
Personalverbändekonferenz zusammenarbeiten, getreulich
nach dem Grundsatz: Einigkeit macht stark.

EX. Schlusswort

Wenn in diesem Jahresbericht ausführlicher als bis
anhin über grössere und kleinere Geschäfte des Zürcher
Kantonalen Lehrervereins berichtet wurde, so geschah
dies, um der Lehrerschaft zu Stadt und Land zu zeigen,
welche Arbeit der ZKLV zu leiten hat und wie er sich

unentwegt mit voller Kraft für die Interessen der Volks-
schule und der gesamten zürcherischen Lehrerschaft ein-
setzt. Wer unsere Ausführungen gelesen hat, ist hoffent-
lieh zur Ueberzeugung gelangt, dass wirklich jeder zür-
cherische Volksschullehrer unserem Verein als Mitglied
angehören sollte. Dieser Jahresbericht möchte aber nicht
nur orientieren, sondern zugleich allen, die sich für unsere
gemeinsame Sache einsetzen, auch die Unterlagen geben,
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um Lehrerinnen und Lehrer, die in den letzten Jahren den
Anschluss an unseren Verein noch nicht gefunden haben,

von der Notwendigkeit des Eintrittes zu überzeugen.
Durch diesen Jahresbericht wurden der bereits 60jähri-

gen Geschichte des ZKLV einige weitere Blätter bei-
gefügt. Aus ihnen allen, den alten vergilbten, wie den

neuen, strömt uns der alte Geist der Einsatzfreudigkeit
und der Ueberzeugung entgegen, für eine wertvolle Sache

sich unentwegt einzusetzen. Der Kantonalvorstand wird
auch in Zukunft weder Zeit noch Mühe scheuen und sich
auch durch gelegentliche Misserfolge nicht entmutigen
lassen, die gesteckten nahen und fernen Ziele zu erreichen.
Bestens dankt er allen Kolleginnen und Kollegen, die ihn
im Berichtsjahr in seiner grossen Arbeit unterstützten, und
herzlich danke ich den Mitgliedern des Kantonalvorstan-
des für ihre treue Mitarbeit.

60 Jahre Geschichte des ZKLV zeigen 60 Jahre Freu-
den und Leiden eines Berufsstandes, der sich seiner ver-
antwortungsvollen erzieherischen, Staats- und standespoli-
tischen Aufgabe bewusst ist, und dessen vornehmste
Pflicht es immer war und auch in aller Zukunft sein muss,
freie, starke Bürger und Bürgerinnen für eine freie und
starke Demokratie zu erziehen.

Im Januar 1954. Der Präsident des ZKLV: 7. ßa«r

Prütir/ewtew/fow/crcrzz

vom 13. März 1954, 14.15 Uhr, im Hauptbahnhofbuffet
Zürich

GürcÄä'/te: Protokoll; Mitteilungen; Bestätigungswah-
len der Sekundarlehrer; Besoldung und Entschädigung bei
Betriebsunfall; Wahl von zusätzlichen Delegierten; Ge-
Schäfte der ordentlichen Delegiertenversammlung 1954;
Beantwortung von Anfragen; Ailfälliges.

Pr<we«z/if/e; Sektion Zürich: A. Müller; Affoltern: E.

Weiss; Horgen: J. Bryner; Meilen: O. Wegmann; Hin-
wil: O. Gasser; Pfäffikon: E. Schneider; Winterthur: E.

Amberg; Andelfingen: R. Egli; Bülach: K. Graf; Diels-
dorf: W. Zollinger.

Vom Kantonalvorstand (KV): J. Baur, J. Binder, Frau
Greuter, H. Küng, E. Weinmann, W. Seyfert.

Präsident /. IDar heisst die Kollegin und die Kollegen
zur heutigen Tagung herzlich willkommen. Besondere
Dankesworte richtet er an Kollegen E. Weiss, welcher für
den verstorbenen Präsidenten der Sektion Affoltern schon
während dessen Krankheit die Führung der Geschäfte
übernommen hat und neuerdings zum Präsidenten ge-
wählt worden ist, sowie an Kollegen W. Zollinger, Wei-
ach, welcher nun nach zwanzigjähriger Tätigkeit im Vor-
stand der Sektion Dielsdorf, wovon elf Jahre als Quästor
und neun Jahre als Präsident, ins Glied zurücktritt.

Das Protocol/ der Präsidentenkonferenz vom 22. Aug.
1953, veröffentlicht im «Pädagogischen Beobachter»
Nr. 14/1953, wird genehmigt.

a) IFGÄ/gejetz: Die kantonsrätliche Kom-
mission hat die erste Lesung des Entwurfes abgeschlossen
und ihre Vorschläge den Fraktionen zur Stellungnahme
überwiesen. Für die Lehrerwahlen war wie im zurückge-
wiesenen Entwurf für das neue Volksschulgesetz vorge-
sehen, Gemeinden von über 10 000 Einwohnern das Recht
einzuräumen, die Bestätigungswahl an die Behörden zu
delegieren. In Uebereinstimmung mit der Eingabe des

ZKLV hat die Kommission beschlossen, grundsätzlich an

der Volkswahl festzuhalten. Die Lehrerschaft kann sich
aber auf keinen Fall mit dem vorgeschlagenen neuen
Wahlmodus einverstanden erklären, wonach nur noch die
durch handschriftliches Ja oder Nein abgegebenen Stim-
men, nicht mehr aber die leeren Stimmen, welche bisher
als Ja-Stimmen mitgezählt worden sind, einander gegen-
übergestellt werden sollen. Der ZKLV schlägt dagegen die
Einführung der reinen «Wahl mit vorgedruckten Na-
men» vor, wobei der Stimmbürger seine Ablehnung eines

Vorgeschlagenen durch Streichung des betreffenden Na-
mens zum Ausdruck bringen kann.

b) Bcra/trfèzâge £<?z' t/er ezz/gewörrzrcAe« lUe/irrtsaer-
Die eidgenössische Wehrsteuerverwaltung hat

bei der kantonalen Wehrsteuerverwaltung eine Be-
schwerde gegen die Höhe der Berufsabzüge der Volks-
schullehrer angebracht. Sie verlangt von 21 willkürlich
herausgegriffenen Kolleginnen und Kollegen der Primär-
und Sekundarschulstufe, den mit der kantonalen Steuer-

Verwaltung vereinbarten Pauschalbetrag für Berufsaus-

lagen zu belegen. Der KV ist der Auffassung, dass der
Sinn der Pauschale geradezu darin besteht, keine Belege
beibringen zu müssen. Dies entspricht auch einer seit Jah-
ren im Kanton Zürich, welcher sicher nicht einer largen
Steuererfassung seiner Bürger verdächtigt werden kann,
geübten Praxis. Der KV unterstützt sämtliche betroffenen
Kollegen in ihrem Vorgehen und hat ihnen die notwen-
digen Ratschläge erteilt. Im übrigen handelt es sich um
eine grundsätzliche Auseinandersetzung zwischen der eid-

genössischen und der kantonalen Wehrsteuerverwaltung,
denn die kantonale Steuerverwaltung hat auch mit andern
Berufsgruppen entsprechende Pauschalien vereinbart.

c) z/er BUK: Es ist dem KV aufge-
fallen, dass verhältnismässig viele junge Kolleginnen und

Kollegen nur in die Sparversicherung aufgenommen wer-
den. Auf eine Anfrage wurden von der BVK folgende
Zahlen mitgeteilt: Am 31. Dezember 1953 waren 62 Leh-
rerinnen und 61 Lehrer in der Sparversicherung versichert.
Bis zu diesem Zeitpunkt konnten 4 Lehrerinnen aus der
Spar- in die Vollversicherung übertreten. Gegen einzelne

Verfügungen der Finanzdirektion sind Rekurse erfolgt.
Besonderes Interesse findet eine vom Präsidenten ver-

lesene Mitteilung der BVK, in welcher die wichtigsten
medizinischen und versicherungstechnischen Grandsätze
dargelegt werden, welche bei der Aufnahme in die Voll-
Versicherung entscheidend sein sollen. Es werden Ver-
gleiche zwischen den Verpflichtungen der eidgenössischen
Militärversicherung (MV) und der BVK gezogen. Eine
sanitarische Beurteilung des Wehrpflichtigen erfolge
jedesmal für die bevorstehende Dienstleistung, also für
eine begrenzte Zeitspanne. Zudem hafte die MV nur für
spezifische Schädigungen der Gesundheit. Die «Eintritts-

musterung» für die BVK habe dagegen eine Prognose für
den voraussichtlichen Gesundheitszustand der folgenden
30 bis 40 Jahre zu stellen. Die Aufnahme in die BVK
stelle einen einmaligen, endgültigen Entscheid dar, und
die Kasse hafte für sämtliche Gesundheitsschäden, wobei
der Invaliditätsanspruch besonders ins Gewicht falle. Da-

gegen könne ein Wehrpflichtiger bei verminderter Ge-

sundheit hilfsdiensttauglich erklärt oder gar ausgemustert
werden, womit er auch nicht mehr der MV unterstellt
wäre. Als Milderungsgrund für die anfängliche Aufnahme
in die Sparversicherung wird der Umstand angeführt, dass

in der Vollversicherung während der ersten fünf Jahre
(Karenzzeit) auch nur Abfindungssummen ausbezahlt

und bei einem spätem Uebertritt aus der Sparversicherung
in die Vollversicherung alle Dienstjahre angerechnet
würden, wobei keine Nachzahlungen zu erfolgen hätten.
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d) E//er«.rc£»/#«g; Das kantonale Jugendamt orien-
tiert den KV laufend über die von ihm durchgeführten
Tagungen für Elternschulung und über die Leiterkurse
auf Boldern (Männedorf). Die Mitteilungen werden in
Zukunft rechtzeitig an die betreffenden Sektionspräsiden-
ten weitergeleitet. Interessenten für die Boldern-Kurse
sollen möglichst frühzeitig dem KV gemeldet werden.

e) Tez/rei'A/o« 4er Fo/&r.rt4>/4gejerzge£»«g.- Die vom
ZKLV eingesetzte Kommission ist daran, Richtlinien für
die Zuweisung der Schüler in die drei Abteilungen der
Oberstufe auszuarbeiten. Anschliessend wird sie sich noch
mit der Lehrplangestaltung und der Ausbildung der Real-
lehrer (Werklehrer) befassen. Wichtige Beschlüsse der
Kommission werden in Zukunft der Delegiertenversamm-
lung des ZKLV, eine Vorlage des Erziehungsrates den
Kapiteln, der Synode und andern Körperschaften der Leh-
rerschaft zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt
werden.

Auch der Erziehungsrat bespricht gegenwärtig die Re-
Visionsprobleme, wobei ihm die Eingabe des ZKLV vom
4. September 1953 als Diskussionsgrundlage dient.

f) AU/g/2e4erzfer£«Kg: Die von den Sektionen und
dem KV betriebene Mitgliederwerbung hat 1953 dem
ZKLV 264 neue Mitglieder gebracht. Selbstverständlich
werden sich die gleichen Stellen auch im laufenden Jahr
mit derselben Energie dieser wichtigen Aufgabe widmen.
Ein am 5. Februar a. c. vom KV organisierter Werbe-
abend für die Angehörigen des Oberseminars zeigte fol-
gendes Resultat: 125 Eintritte in den ZKLV, 117 Eintritte
in den SLV und 121 Beitritte zur Stiftung der Kur- und
Wanderstationen des SLV. Die mit dieser erweiterten
Werbung verbundenen Kosten lassen sich also verant-
Worten, und das Budget wird nun einen neuen Ausgaben-
posten «Mitgliederwerbung» aufweisen.

g) Die vom Kantonsrat beschlossene £r/&ö/6»«g 4er
Te«er»«g.rz«Dge« um 2 ®/o wird erst ab 1. April 1954
wirksam. Die Personalverbände hatten sich für eine Rück-
Wirkung auf 1. Januar 1954 eingesetzt, leider ohne Erfolg.

Anschliessend an diese Mitteilungen wird Kollege K.
Gra/ auf eine diesbezügliche Anfrage mitgeteilt, dass die
von den eidgenösischen Räten beschlossene Erhöhung der
AHV-Renten auch den Rentnern der BVK ungeschmälert
zugute kommt.

Kollege A Af«7/er kommt nochmals auf die unter c)
bekanntgewordenen scharfen Aufnahmebestimmungen in
die BVK zu sprechen und verlangt, dass der ZKLV im
Hinblick auf den bestehenden Lehrermangel und die für
die Lehrerschaft ins Gewicht fallenden spezifisch beruf-
liehen Faktoren gegen diese Praxis Stellung beziehen
müsse.

Be.r/â7/g««g.raW4e» 1954

Präsident J. Baur freut sich über den Erfolg der Wah-
len: Alle Kollegen sind in ihrem Amte bestätigt worden.
Anschliessend orientiert er die Sektionspräsidenten über
die verschiedenen Vorfälle, welche das Eingreifen unserer
Vereinsorgane notwendig machten. In der anschliessenden
Diskussion wird auf Einzelheiten und besondere Schwie-
rigkeiten hingewiesen.

Bero/4»«g ««4 E«Ltc7>44zg»«g &ez Be/f»e£.r»«/z4/

Es ist unter der Lehrerschaft zu wenig bekannt, dass

der Staat der Lehrerschaft gegenüber bei Betriebsunfällen
besondere Verpflichtungen hat. Die Vollziehungsverord-
nung zum Besoldungsgesetz vom 3. Juli 1949 legt in § 12

die gleiche Behandlung der Lehrerschaft wie für die An-
gestellten und Beamten fest. Grundsätzlich gelten die glei-
chen Bestimmungen wie bei Erkrankung; dazu hat der

Staat noch die Heilungskosten zu übernehmen. Die Er-
Ziehungsdirektion macht die Schulpflegen in einem Kreis-
schreiben auf diese Probleme aufmerksam und verweist
zudem auf die Ausrichtung eines Staatsbeitrages an die
Prämien einer durch die Gemeinde abgeschlossenen Hei-
lungskostenversicherung.

IP744 fo« z#jü7z/ze£e« Delegierte« /«r 4e« ZKLF
Nach den neuen Mitgliederzahlen erhält die Sektion

Zürich drei, die Bezirkssektionen Meilen, Winterthur,
Andelfingen, Bülach und Dielsdorf je einen zusätzlichen
Delegierten.

Der KV ersucht die Sektionen, diese Delegierten an-
lässlich der Neuwahlen, welche laut Statuten vor der Ende
Mai stattfindenden ordentlichen Delegiertenversammlung
durchzuführen sind, zu wählen. Präsident J. Baur teilt den
Wunsch des KV mit, wenn möglich die Präsidenten der
kantonalen Stufenkonferenzen als Delegierte ihrer Stamm-
Sektionen abzuordnen, um auf diese Weise die Verbin-
dung der Stufenkonferenzen mit dem ZKLV noch enger
zu gestalten.

Ge.rcA«//e 4er or4e»4zc£e« Delegierte« z,'eruw2»2/««g

Der KV wird folgende Geschäfte zur Behandlung vor-
legen: Protokoll, Mitteilungen, Jahresbericht, Jahresrech-

nung 1953, Voranschlag 1954, Jahresbeitrag 1954, Wah-
len und Wahlvorschläge: Kantonalvorstand, Präsident,
Revisoren, Delegierte in den SLV, Delegierte in den
KZVF, Rechnungsrevisor für SLV, Präsident des SLV,
Mitglieder des LA des SLV, Mitglieder diverser Kommis-
sionen, eventuell Stellungnahme zum Problem der Schü-

lerzuteilung für die Oberstufe (Volksschulgesetzesrevi-
sion).

fo« Z«/rage«
a) Die genauen Bestimmungen betreffend Ausrichtung

des Dienstaltersgeschenkes nach dem 25. und 40. Dienst-
jähr sind in § 7 der Vollziehungsbestimmungen zum Be-

soldungsgesetz vom 3. Juli 1949 enthalten.
b) Die Besoldungszulage für ungeteilte Schulen nach

§ 7 des Besoldungsgesetzes vom 3. Juli 1949 wird nur an
Primarschulen mit mindestens sechs Klassen und Sekun-
darschulen mit drei Klassen ausgerichtet, auch dann, wenn
vorübergehend eine Klasse ausfällt. Wird jedoch eine
Klasse durch Pflegebeschluss einer anderen Abteilung zu-
gewiesen und dadurch die Minimalzahl unterschritten, so
besteht kein Anspruch auf eine Zulage.

c) Die Minimalschülerzahl für Fremdsprachunterricht
ist am 7. März 1944 vom Erziehungsrat auf drei Schüler,
das Maximum auf 28 Schüler festgelegt worden. Der Er-

ziehungsrat bewilligt aber im Interesse eines gründlichen
Unterrichtes die Aufteilung von Klassen vor der Errei-
chung der Maximalzahl.

d) Die Frage, ob bei ausserordentlich hohem Bedarf
an Vikaren auch eine Kindergärtnerin als Vikarin an der
Primarschule eingesetzt werden könne, wird bejaht. Im
Interesse von Ansehen und Stellung von Schule und Leh-
rerschaft sind die Anwesenden aber der Auffassung, solche

Lösungen seien nur in dringenden Notfällen tragbar. Die
Einsetzung einer Kindergärtnerin als Verweserin muss in
Anbetracht der ungenügenden Ausbildung derselben für
den Unterricht an der Primarschule auf das entschiedenste

abgelehnt werden.
e) Die stundenplanmässige Entlastung älterer Lehrer

darf nur mit Bewilligung der Bezirksschulpflege erfolgen.
Sie ist in der Regel nicht zulässig, falls der Betreffende
ausserhalb seines Lehrauftrages an der von ihm besetzten
Lehrstelle andere Stundenverpflichtungen übernimmt.
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f) Unter Hinweis auf den von der Erziehungsdirektion
im Amtlichen Schulblatt vom 1. März 1954 veröffentlich-
ten Auszug aus den Berichten der Bezirksschulpflegen
über das Schuljahr 1952/53 wird verlangt, dass der KV
die notwendigen Schritte unternehme, damit in Zukunft
die Anprangerung einzelner Lehrkräfte im Amtlichen
Schulblatt vollständig unterbleibe.

Kollege /. erklärt, es müsse sich um einen «Be-
triebsunfall» auf der Erziehungsdirektion handeln, der
allerdings sehr schwer wiege. Der Erziehungsrat habe
immer die Auffassung vertreten, dass die Veröffentlichung
von Namen in diesem Bericht unterbleiben müsse. Der
KV wird sich der Angelegenheit annehmen.

g) Auf eine weitere Anfrage kann der KV mitteilen,
dass im amtlichen Lehrerverzeichnis künftig auch die pen-
sionierten Lehrerinnen und Lehrer wieder aufgeführt wer-
den sollen.

Mit dem besten Dank an alle Anwesenden schliesst
Präsident J. Baur die Konferenz um 17.05 Uhr.

Der Protokollaktuar des ZKLV: IF. 5ey/er/.

7. StVzfcwg, 25. März i954, Zär/c/j

Die Zuteilung zur Sparversicherung bei Neueintritten
von Lehrern in die BVK beschäftigt den Kantonalvor-
stand immer wieder. Um sich ein Bild über die Zutei-
lungspraxis bei andern Versicherungen machen zu kön-
nen, wird Material gesammelt.

Ein Rekurs an den Regierungsrat gegen eine Ver-
fügung der Erziehungsdirektion betreffend Berechnung
von Krankheitstagen ist abgewiesen worden. Der ZKLV
übernimmt in diesem Falle die Rekurskosten, da es sich
um die grundsätzliche Abklärung einer Frage handelt, die
den Kantonalvorstand schon lange beschäftigt und die
für ihn immer noch nicht erledigt ist.

Die Besoldung von Verwesern, die innerhalb eines

Schuljahres in den Schuldienst ein- oder aus demselben

austreten, bleibt weiterhin Gegenstand von Verhandlun-
gen mit der Erziehungsdirektion.

Eine Vertretung des Kantonalvorstandes nimmt Füh-
lung auf mit dem Vorstand der Zürcher Frauenzentrale
betreffend deren Eingabe an die Erziehungsdirektion mit
dem Begehren, den hauswirtschaftlichen Unterricht als

obligatorisches Fach in die neue Sekundärschule einzu-
bauen.

Zwei Stufenkonferenzen haben Abänderungsvorschläge
zu den Anträgen auf Reorganisation der Oberstufe ein-
gereicht. Sie betreffen die Namensbezeichnung der Schul-

typen, Beibehaltung zusätzlicher Jahreskurse, Ausbil-
dungszeit für Abschlussklassenlehrer.

Die Promotionsfrage wird auch im Kantonalvorstand
wieder diskutiert.

Der Entwurf zum neuen Wahlgesetz kommt nun in
den kantonsrätlichen Fraktionen zur Sprache.

Das Büro der Bezirksschulpflege Zürich ist nochmals

vorstellig geworden betreffend der Besoldungsrevision für
Präsidenten und Aktuare der Bezirksschulpflegen. Es hat
auch einen Antrag auf Erweiterung der Lehrervertretung
an die Erziehungsdirektion weitergeleitet.

Eine im Zusammenhang mit den Erneuerungswahlen
für Sekundarlehrer pendente Flugblattaffäre wird weiter-
verfolgt.

Die diesjährige ordentliche Delegiertenversammlung
wird wiederum in der Universität stattfinden.

Der Kantonalvorstand befasst sich mit den an den De-
legiertenversammlungen des ZKLV und des SLV vorzu-
nehmenden Neuwahlen.

Kollege A. Kübler, PL, Grüningen, hat seinen Rück-
tritt als Delegierter des ZKLV beim SLV eingereicht. Da
der ZKLV gemäss den neuen Statuten des SLV die Anzahl
seiner Delegierten zu reduzieren hat, findet keine Neu-
wähl statt.

Als Delegierter des ZKLV beim KZVF tritt zurück
Ernst Heller, a. PL, Zürich. £. £.

Kinderdorf Pestalozzi

In diesen Tagen gelangt das Sekretariat des Kinder-
dorfes Pestalozzi an die zürcherische Lehrerschaft und
bittet sie um ihre Mitwirkung beim Abzeichenverkauf,
der für das Weiterbestehen des Werkes notwendig ist.
Nur ein Erfolg dieser Aktion sichert wieder für ein Jahr
Leben und Tätigkeit im Dorf und ermöglicht die Auf-
rechterhaltung dieses Unternehmens, das unserem Lande
und seinen pädagogischen Bestrebungen in der Welt
Freunde wirbt. Der Erfolg hängt weitgehend davon ab,
dass sich immer wieder uneigennützige Helfer finden, die
sich für den Abzeichenverkauf zur Verfügung stellen. Der
Kantonalvorstand bittet deshalb die Kolleginnen und Kol-
legen zu Stadt und Land, dem an sie ergangenen Ruf Folge
zu leisten, um dadurch Wesentliches zur Erhaltung des

Werkes beizutragen. Er dankt allen Helfern zum voraus
recht herzlich und wird an seiner Stelle weiterhin alles

tun, was in seinen Kräften steht, um das Kinderdorf in
seinen Bestrebungen zu unterstützen. Der Verkauf des

Abzeichens, das sehr gefällig ist und sicher Anklang fin-
den wird, soll am 27. und 28. August 1954 durchgeführt
werden. Die freiwillige Arbeit im Dienste dieser guten
Sache wird sicher jedem Beteiligten ein Gefühl der Be-

friedigung und der Genugtuung verschaffen.

Der

Für die berufliche Förderung unserer Jugend

Der M<zr£e«- »«4 K4rfe«fer£<«z/ 4er B«»4er/erer-
ièowzrVeer setzt am 1. Juni ein.

Da der Ertrag dieses Verkaufes — zusammen mit dem
Erlös aus dem auf den 1. August beschränkten Abzeichen-
verkauf — für die berufliche Förderung unserer Jugend
bestimmt ist, muss es Ehrenpflicht der Lehrerschaft zu
Stadt und Land sein, bei dieser Aktion mitzuhelfen. Die
aus früheren Sammlungen stammenden Gelder, die es

Tausenden von Kindern ermöglicht oder zumindest er-
leichtert haben, eine geeignete Berufslehre zu absolvie-

ren, sind aufgebraucht. Die Pro Juventute, der die Vertei-
lung der Stipendien anvertraut ist, braucht für neue

Schützlinge neues Kapital; je mehr, desto besser!

Es ist kein Geheimnis, dass der Erfolg des Verkaufs
von Augustkarten und Augustmarken fast ausschliesslich
davon abhängt, wie viele einsatzfreudige Vertrauensleute
und rührige Verkäufer zur Verfügung stehen. Der Kan-
tonalvorstand gibt deshalb den Aufruf des Bundesfeier-
komitees an die Lehrerschaft und die Schuljugend weiter,
indem er alle Kolleginnen und Kollegen bittet, die gute
Sache nach besten Kräften zu unterstützen, durch eigene
Mitarbeit wie durch die Anwerbung einer grossen Helfer-
schar unter den Schülern. Der Kizw/owd/for.rta«*/.
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